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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris 
Rauscher, Angelika Weikert, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Ilona Deckwerth, Ruth Waldmann, Andreas 
Lotte, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Natascha Koh-
nen, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild und Frak-
tion (SPD) 

Soziale Lage in Bayern: Defizite anpacken, Teilha-
be ermöglichen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, eine ausgewo-
gene und differenzierte Problemanalyse der sozialen 
Lage in Bayern vorzunehmen und auf dieser Grundla-
ge Maßnahmen zu ergreifen, die darauf abzielen, die 
Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Teilhabe im Frei-
staat zu stärken. 

Um dieses Ziel zu erreichen und vorhandene Defizite 
zu beseitigen, wird sie insbesondere in den Bereichen 
Arbeit, Wohnen, Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sowie Armutsbekämpfung tätig, indem sie unter ande-
rem: 

─ die Kinderbetreuung in Bayern bedarfsgerecht 
ausbaut, um die eklatanten Lücken zwischen An-
gebot und Nachfrage schnellstmöglich zu schlie-
ßen, sowie eine Qualitätsoffensive in der frühkind-
lichen Bildung startet, um alle Kinder individuell zu 
fördern und allen gleiche Teilhabechancen zu er-
öffnen, 

─ Jugendliche bestmöglich beim Übergang von 
Schule in Beruf unterstützt und hierfür ein durch-
gängiges Konzept vorlegt, das der Prämisse „Kein 
Abschluss ohne Anschluss“ folgt, 

─ ihre Anstrengungen zur Bekämpfung der Langzeit-
arbeitslosigkeit deutlich verstärkt und beispiels-
weise durch stärkere Berücksichtigung von Lang-
zeitarbeitslosen bei Stellenbesetzungen des Frei-
staats Bayern auch ihrer eigenen Vorbildfunktion 
stärker gerecht wird, 

─ umfassende Anstrengungen für ausreichend be-
zahlbaren Wohnraum unternimmt, unter anderem 
durch Schaffung von mindestens 20.000 geförder-
ten Wohnungen pro Jahr, stärkere Unterstützung 
der Kommunen sowie deutliche Nachbesserungen 

beim bisher weitgehend wirkungslos gebliebenen 
„Wohnungspakt Bayern“ und 

─ über die genannten Punkte hinaus spezifische 
Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung der 
Armut besonders gefährdeter Personengruppen 
(wie z.B. Alleinerziehenden) ergreift, vor allem 
durch zielgenaue Unterstützung im Bereich der 
Arbeitsmarktintegration und Stärkung ihrer Er-
werbsbiographie. 

Zudem wird die Staatsregierung aufgefordert, bei der 
künftigen Sozialberichterstattung von vornherein auf 
eine ausgewogene Darstellung der sozialen Lage in 
Bayern zu achten. Dies betrifft insbesondere die um-
fassende Einbeziehung und objektive Aufbereitung 
des relevanten Datenmaterials. Nur so lässt sich eine 
belastbare Grundlage für eine sachorientierte Prob-
lemanalyse schaffen. 

 

 

Begründung: 

Auch wenn die wirtschaftliche Lage im Freistaat Bay-
ern erfreulicherweise positiv ist, darf das nicht den 
Blick auf vorhandene Defizite und dringende Hand-
lungsbedarfe verstellen. Eine Sozialberichterstattung 
der Staatsregierung, die auf selbstkritische Reflexion 
weitgehend verzichtet, erscheint vor diesem Hinter-
grund wenig dienlich. Vor allem aber wird sie denjeni-
gen Menschen im Freistaat nicht gerecht, deren Teil-
habemöglichkeiten noch nicht zufriedenstellend sind, 
die also nicht in ausreichendem Maße von der guten 
Gesamtsituation profitieren können und sich in der 
Folge häufig gesellschaftlich abgehängt fühlen. In die-
sem Zusammenhang geraten insbesondere die Berei-
che Arbeit, Wohnen, Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie sowie Armutsbekämpfung in den Blick. 

Von „sehr guten Rahmenbedingungen“ für die Verein-
barkeit von Familie und Beruf in Bayern zu sprechen, 
so wie dies die Staatsregierung im aktuellen „Vierten 
Bericht zur sozialen Lage in Bayern“ tut, beschönigt 
die Situation beispielsweise in nicht akzeptabler Wei-
se. Denn fast neun von zehn Menschen in Bayern 
sind aktuell der Meinung, dass sich Beruf und Familie 
hierzulande eben nicht gut miteinander vereinbaren 
lassen. Ebenfalls unerwähnt bleibt im Sozialbericht, 
dass Bayern hinsichtlich der Betreuungsquote für Kin-
der im Bundesvergleich deutlich hinterherhinkt: Mehr 
als 33.000 Krippenplätze fehlen. Von einer bedarfsge-
rechten Kinderbetreuung ist Bayern noch immer weit 
entfernt. 
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Ähnlich verhält es sich in der Frage des bezahlbaren 
Wohnraums: Dass die Staatsregierung im Sozialbe-
richt davon spricht, die Wohnraumförderung bewege 
sich weiterhin auf „hohem Niveau“, entbehrt jeglicher 
seriösen Grundlage. Schließlich hat Bayern die Lan-
desmittel für das laufende Jahr nahezu halbiert – von 
158 auf 87 Mio. Euro. Hinzu kommt, dass auch der im 
Sozialbericht vielfach gelobte „Wohnungspakt Bayern“ 
weit hinter den – ohnehin schon zurückhaltend formu-
lierten – Erwartungen zurückbleibt. So wurden im ver-
gangenen Jahr (2016) im kommunalen Förderpro-
gramm (2. Säule) des Wohnungspakts Bayern ledig-
lich 758 Wohnungen gefördert, versprochen waren 

mindestens 1.500. Frühzeitige Warnungen der SPD-
Landtagsfraktion, aber insbesondere auch der Kom-
munen und anderer wohnungspolitischer Akteure, der 
Wohnungspakt sei in seiner jetzigen Form nicht pra-
xistauglich, wurden wiederholt ignoriert. 

Dies sind nur zwei Beispiele für dringende Hand-
lungserfordernisse in der Sozialpolitik des Freistaats 
Bayern. Um das selbst gesteckte Ziel echter Teilhabe 
für alle zu erreichen, hat die Staatsregierung deshalb 
ihre entsprechenden Anstrengungen deutlich zu ver-
stärken, statt sich mit der aktuellen Situation zufrieden 
zu geben. 

 



Handzeichen. – SPD, FREIE WÄHLER, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen, bitte! – Das ist 
die CSU-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – Ich sehe 
keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zurück zum Paket der Dringlichkeitsan-
träge betreffend "Rettungsgasse". Dazu fehlen noch 
die Abstimmungen. Wir beginnen mit den einfachen 
Abstimmungen und machen die namentliche Abstim-
mung dann am Schluss. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/17009 – das ist der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD. 
Gegenstimmen, bitte! – Die CSU-Fraktion. Damit ist 
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zum Dringlichkeitsantrag auf Druck-
sache 17/17010 – das ist der Antrag der SPD-Frak-
tion. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Auch hier wieder: BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD. Ge-
genstimmen! – Die CSU-Fraktion. Gibt es Enthaltun-
gen? – Keine. Dann ist auch dieser Antrag abgelehnt. 

Nun kommen wir zur namentlichen Abstimmung über 
den Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf Druck-
sache 17/16961. Wenn ich das richtig sehe, stehen 
die Urnen bereit. Die letzten 5 Minuten für heute!

(Namentliche Abstimmung von 16.47 bis 
16.52 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung. Ich bitte, das Ergebnis noch schnell auszuzäh-
len. Vorher kann ich die Sitzung noch nicht schließen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung über den Dringlichkeitsan-
trag der Abgeordneten Kreuzer, Freller, Zellmeier und 
anderer und Fraktion (CSU) betreffend "Rettungsgas-
se noch stärker in das Bewusstsein der Autofahrer rü-
cken", Drucksache 17/16961, bekannt. Mit Ja haben 
124 Abgeordnete gestimmt, mit Nein null, Stimment-
haltungen gab es auch keine. Der Dringlichkeitsantrag 
ist somit einstimmig angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/16962 mit 17/16968 und 17/17011 mit 
17/17017 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Damit darf ich mich für die Mitarbeit bedanken und 
schließe die Sitzung. Ich wünsche ein gutes Nachhau-
sekommen.

(Schluss: 16.55 Uhr)

Plenarprotokoll 17/104 v. 18.05.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 9317



 

17. Wahlperiode 15.11.2017 Drucksache 17/19058 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Doris Rauscher, Angelika Weikert u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/17014 

Soziale Lage in Bayern: Defizite anpacken, Teilhabe ermöglichen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Doris Rauscher 
Mitberichterstatter: Joachim Unterländer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 72. Sitzung am 19. Oktober 2017 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 171. Sitzung am 15. November 
2017 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Doris Rauscher, Angelika Weikert, Hans-Ulrich Pfaffmann, Ilona 
Deckwerth, Ruth Waldmann, Andreas Lotte, Inge Aures, Volkmar 
Halbleib, Natascha Kohnen, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild 
und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/17014, 17/19058 

Soziale Lage in Bayern: Defizite anpacken, Teilhabe ermöglichen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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